
Allgemeine Verkaufsbedingungen 
Stand: Januar 2024 

Seite 1 von 8 

1. Geltungsbereich 
 

1.1 Diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen gelten für den gesamten Geschäftsverkehr (Lieferungen und 
Leistungen) mit dem Kunden. Sie gelten nur, wenn der Kunde Unternehmer im Sinne von § 14 BGB, eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

1.2 Diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder 
ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Kunden werden nur dann und insoweit Vertragsbe-
standteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Kunde im Rahmen der Bestellung auf seine AGB ver-
weist und wir dem nicht ausdrücklich widersprechen. 

1.3 Sofern nichts anderes vereinbart, gelten diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen in der zum Zeitpunkt 
der Bestellung des Kunden gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung 
als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall 
wieder auf sie hinweisen müssten. 

 
2. Angebot / Vertragsschluss / Beschaffungsrisiko und Garantie 
 

2.1 Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als bindendes 
Angebot bezeichnet sind. Sie sind Aufforderungen zu Bestellungen. Dies gilt auch, wenn wir dem Kunden 
Kataloge, technische Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verwei-
sungen auf DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in elektronischer 
Form – überlassen haben, an denen wir uns Eigentums- und Urheberrechte vorbehalten. 

2.2 Die Bestellung der Ware durch den Kunden gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der 
Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 14 Kalender-
tagen nach seinem Zugang bei uns anzunehmen, soweit der Kunde nicht regelmäßig auch mit einer 
späteren Annahme durch uns rechnen muss (§ 147 BGB). 

2.3 Ein Vertrag kommt – auch im laufenden Geschäftsverkehr – erst dann zustande, wenn wir die Bestellung 
des Kunden schriftlich oder in Textform (d.h. auch per Telefax oder E-Mail) bestätigen. Bei Lieferung 
oder Leistung innerhalb der Bindungsfrist des Kunden an die Bestellung kann unsere Bestätigung durch 
Zugang unserer Rechnung beim Kunden ersetzt werden. 

2.4 Wir sind lediglich verpflichtet, aus unserem eigenen Warenvorrat zu leisten. Es besteht auch bei 
Abrufaufträgen keine Pflicht unsererseits, Liefergegenstände bzw. dafür benötigte Teile als Sicherheits-
lager zur Erfüllung zukünftiger Aufträge bzw. Abrufe zu bevorraten, sofern eine solche Vorhaltepflicht 
nicht ausdrücklich vereinbart ist. 

2.5 Ein Beschaffungsrisiko übernehmen wir nur kraft schriftlicher, gesonderter Vereinbarung unter 
Verwendung der Wendung „übernehmen wir das Beschaffungsrisiko…“. Die Übernahme eines verschul-
densunabhängigen Beschaffungsrisikos im Sinne von § 276 BGB oder einer verschuldensunabhängigen 
Beschaffungsgarantie kann nicht allein in unserer Verpflichtung zur Lieferung einer nur der Gattung nach 
bestimmten Sache gesehen werden. 

 
3. Lieferung 
 

3.1 Es gelten ausschließlich die von uns ausdrücklich und als verbindlich bestätigten Liefertermine. Bei 
unverbindlichen oder ungefähren (ca., etwa etc.) Lieferterminen und -fristen bemühen wir uns, diese 
nach besten Kräften einzuhalten. 
Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht einhalten 
können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Kunden hierüber unverzüglich informieren 
und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. 

3.2 Liefer- und/oder Leistungsfristen beginnen mit dem Zugang unserer Auftragsbestätigung beim Kunden, 
jedoch nicht, bevor alle Einzelheiten der Ausführung des Auftrages geklärt sind und alle sonstigen vom 
Kunden zu erfüllenden Voraussetzungen vorliegen, insbesondere vereinbarte Anzahlungen oder Sicher-
heiten vollständig geleistet sind. Entsprechendes gilt für Liefertermine und Leistungstermine. Hat der 
Kunde nach Auftragserteilung Änderungen verlangt, so beginnt mangels ausdrücklicher anderweitiger 
Vereinbarungen eine neue angemessene Liefer- und/oder Leistungsfrist mit der Bestätigung der Ände-
rung durch uns. Angemessen bedeutet eine Lieferfrist, welche der ursprünglich verbleibenden Lieferfrist 
zuzüglich des Zeitraumes der Änderungsverhandlungen und einer Dispositionsfrist von 7 Kalendertagen 
entspricht. 
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3.3 Lieferungen und/oder Leistungen vor Ablauf der Liefer-/Leistungszeit sind zulässig. Als Liefertag gilt bei 
Holschulden der Tag der Meldung der Versandbereitschaft, anderenfalls der Tag der Absendung der 
Produkte. 

3.4 Geraten wir in Lieferverzug, muss der Kunde uns zunächst eine angemessene Nachfrist von mindestens 
14 Kalendertagen zur Leistung setzen. Verstreicht diese fruchtlos, bestehen Schadensersatzansprüche 
wegen Pflichtverletzung – gleich aus welchem Grunde – nur nach Maßgabe der Regelung in Ziff. 3.5 und 
11. 

3.5 Wir geraten nicht in Verzug, (i) so lange der Kunde mit der Erfüllung von Hauptleistungsverpflichtungen 
uns gegenüber, auch solchen aus anderen Verträgen, in Verzug ist; (ii) in Fällen Höherer Gewalt gem. 
Ziff. 4.1 für die Dauer der Höheren Gewalt (inkl. einer anschließenden angemessenen Anlaufzeit) und 
(iii) im Fall einer ausstehenden Exportgenehmigung durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA), sofern wir eine verzögerte Ausstellung nicht zu vertreten haben. 

3.6 Auf Lieferungen nach Gewicht bzw. Stückzahlen sind Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 Prozent 
gestattet, sofern nicht schriftlich etwas anderes vereinbart und dem Kunden dies nicht unzumutbar ist. 
Bei Mengen unter 200 Kilogramm sind je nach Liefermöglichkeit auch höhere Abweichungen zulässig, 
sofern schriftlich nichts anderes vereinbart ist und dem Kunden dies nicht unzumutbar ist. 

3.7 Wir sind zu Teillieferungen berechtigt, wenn 
• die Teillieferung für den Kunden im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar 

ist, 
• die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 
• dem Kunden hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten entstehen (es sei 

denn, der Kunde erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten bereit). 
 
4. Höhere Gewalt / Selbstbelieferung / Vertragsanpassung 
 

4.1 Erhalten wir aus von uns nicht zu vertretenden Gründen für die Erbringung unserer geschuldeten 
vertragsgegenständlichen Lieferung oder Leistung, Lieferung oder Leistungen unserer Unterlieferanten 
trotz ordnungsgemäßer, ausreichender und rechtzeitiger Bestellung/Eindeckung beim Unterlieferanten 
(in entsprechender mit dem Kunden vereinbarten Qualität und Menge) nicht, nicht richtig, oder nicht 
rechtzeitig, oder treten bei uns oder unseren Unterlieferanten Ereignisse Höherer Gewalt von nicht 
unerheblicher Dauer (d.h. mit einer Dauer von länger als 14 Kalendertagen) ein, so werden wir unseren 
Kunden rechtzeitig schriftlich oder in Textform informieren. In diesem Fall sind wir berechtigt, die 
Lieferung um die Dauer der Behinderung herauszuschieben, oder wegen des noch nicht erfüllten Teils 
vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten, soweit wir unserer vorstehenden Informationspflicht 
nachgekommen sind und nicht das Beschaffungsrisiko im Sinne von Ziff. 2.5 übernommen haben. Der 
Höheren Gewalt stehen gleich Streik, Aussperrung, behördliche Eingriffe, Energie- und Rohstoffknapp-
heit, unverschuldete Transportengpässe, jegliche sich aufgrund von Pandemien und/oder Epidemien 
ergebende Leistungshindernisse oder Einschränkungen – auch dann wenn die Pandemie und/oder 
Epidemie bereits bei Vertragsschluss bestand, unvorhersehbare Export-/Importverbote, Embargos, 
Teilembargos, behördliche Auflagen oder Restriktionen, die die Erbringung unserer Leistung unmöglich 
machen oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich machen (z.B. Einreiseverbote bei von 
uns geschuldeter Montage/Inbetriebnahme beim Kunden), unvorhersehbare Verzögerungen bei der 
Verzollung, Verzögerungen bei der Erteilung oder Nichterteilung der Ausfuhrgenehmigung durch das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) unverschuldete Betriebsbehinderungen – z.B. 
durch Feuer, Wasser und Maschinenschäden –, und alle sonstigen Behinderungen, die bei objektiver 
Betrachtungsweise nicht von uns schuldhaft herbeigeführt worden sind. 
Das gilt auch dann, wenn es infolge von uns nicht zu vertretenden Gründen, wie z.B. Krieg, zu Material-
engpässen und Produktionsengpässen kommt, die nicht unmittelbare Folge eines solchen Ereignisses 
sind, sondern deren mittelbare Folge, wie beispielsweise ein Gasengpass, der zu einer Produktionsein-
schränkung führen kann. 

4.2 Ist ein Liefer- und/oder Leistungstermin oder eine Liefer- und/oder Leistungsfrist verbindlich vereinbart 
und wird aufgrund von Ereignissen nach Ziff. 4.1 der vereinbarte Liefer- und/oder Leistungstermin oder 
die vereinbarte Liefer- und/oder Leistungsfrist überschritten, so ist der Kunde berechtigt, nach fruchtlo-
sem Verstreichen einer angemessen Nachfrist wegen des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag zurück-
zutreten. Weitergehende Ansprüche des Kunden, insbesondere solche auf Schadensersatz, sind in 
diesem Fall ausgeschlossen. 
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4.3 Vorstehende Regelung gemäß Ziff. 4.2 gilt entsprechend, wenn aus den in Ziff. 4.1 genannten Gründen 
auch ohne vertragliche Vereinbarung eines festen Liefer- und/oder Leistungstermins dem Kunden ein 
weiteres Festhalten am Vertrag objektiv unzumutbar ist. 

4.4 Ändern sich die rechtlichen und/oder wirtschaftlichen und/oder logistischen und/oder Bezugsvorausset-
zungen am Markt für die Erbringung der vertragsgegenständlichen Lieferung gegenüber dem Zeitpunkt 
bei Vertragsschluss derart, dass uns bei objektiver Betrachtungsweise die Erfüllung der Lieferverpflich-
tung nicht mehr zuzumuten ist, entfällt unsere Lieferverpflichtung. Dabei ist die Erfüllung der Lieferver-
pflichtung uns insbesondere dann nicht mehr zuzumuten, wenn aufgrund allgemeiner Rohmaterial-
knappheit und/oder Teileknappheit der Ware oder Teile hiervon oder Rohstoffe hierfür am Beschaf-
fungsmarkt für uns bei unseren bis zu diesem Zeitpunkt üblichen Lieferanten nicht binnen ausreichender 
Frist zur Einhaltung der gegenüber dem Kunden geschuldeten Lieferfrist beschafft werden können, 
soweit wir unverzüglich nach Abruf bei Abruflieferpflicht bzw. nach Vertragsschluss bei Einzellieferfrist 
eine Bestellung am Beschaffungsmarkt auslösen würden. Der Entfall unserer Lieferverpflichtung tritt 
auch dann ein, wenn die zur vorgenannten Unangemessenheit führende Situation bzw. das hierzu 
führende Ereignis zwar grundsätzlich, jedoch nicht zeitlich konkret bei Vertragsschluss absehbar war. Die 
Parteien werden in diesem Fall unverzüglich eine Anpassung des Vertrages unter Berücksichtigung der 
beiderseitigen Interessen verhandeln, welche der vorgenannten Situation Rechnung tragen. Kommt auf 
Aufforderung einer der Parteien des Vertrages eine solche Einigung nicht binnen 30 Kalendertagen 
zustande, sind beide Parteien zum entschädigungslosen Rücktritt, von dem noch nicht erfüllten Teil des 
betroffenen Vertragsverhältnisses berechtigt. 

 
5. Versand und Gefahrübergang 
 

5.1 Die Lieferung erfolgt nach dem vereinbarten Incoterm® 2020, wo auch der Erfüllungsort für die 
Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des Kunden wird die Ware an 
einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, 
sind wir berechtigt, die Art der Versendung (insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpa-
ckung) selbst zu bestimmen. Bei Hol- und Schickschuld reist die Ware auf Gefahr und zu Lasten des 
Kunden. 

5.2 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht spätestens mit 
der Übergabe auf den Kunden über. Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Ausliefe-
rung der Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung 
bestimmten Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahr-
übergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vorschrif-
ten des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der 
Kunde im Verzug der Annahme ist. 

 
6. Preise / Zahlung / Aufrechnung und Zurückbehaltung 
 

6.1 Maßgebend sind die in der Auftragsbestätigung genannten Preise. Sofern nichts anderes vereinbart ist, 
gelten unsere jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Preise, zzgl. gesetzlicher Umsatz-
steuer. 

6.2 Wenn vereinbart, trägt der Kunde beim Versendungskauf (Ziff. 5 Abs. 1) die Transportkosten, und die 
Kosten einer ggf. vom Kunden gewünschten Transportversicherung. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern 
und sonstige öffentliche Abgaben trägt der Kunde. 

6.3 Wir sind berechtigt, die Vergütung einseitig angemessen nach billigem Ermessen im Falle der Erhöhung 
von Materialbeschaffungskosten, Lohn- und Lohnnebenkosten sowie Energiekosten und Kosten durch 
Umweltauflagen zu erhöhen, wenn zwischen Vertragsabschluss und Lieferung mehr als 2 Monate liegen. 
Eine Erhöhung im vorgenannten Sinne ist ausgeschlossen, soweit die Kostensteigerung bei den genann-
ten Faktoren durch eine Kostenreduzierung bei anderen der genannten Faktoren in Bezug auf die 
Gesamtkostenbelastung für die Lieferung aufgehoben wird. Reduzieren sich vorgenannte Kostenfakto-
ren, ohne dass die Kostensenkung durch die Steigerung anderer der vorgenannten ausgeglichen wird, 
werden wir diese Kostensenkung im Rahmen einer Preissenkung weitergeben. 

6.4 Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb des vereinbarten Zahlungsziels. Wir sind jedoch, auch im 
Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise 
nur gegen Vorkasse durchzuführen. Einen entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit der 
Auftragsbestätigung. 
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6.5 Dem Kunden stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als sein Anspruch 
rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. Bei Mängeln der Lieferung bleiben die Gegenrechte des 
Kunden insbesondere gem. Ziff. 7.6 Satz 2 dieser Allgemeinen Verkaufsbedingungen unberührt. 

6.6 Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Kunden gefährdet 
wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls 
nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstel-
lung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; die gesetzli-
chen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 

 
7. Sachmängel 
 

7.1 Für die Rechte des Kunden bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung 
sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) gelten die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die 
gesetzlichen Bestimmungen über den Verbrauchsgüterkauf (§§ 474 ff. BGB) und die Rechte des Kunden 
aus gesondert abgegebenen Garantien insbesondere seitens des Herstellers. Wir gewährleisten, dass die 
Waren zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs frei von Material- und Verarbeitungsfehlern sind und dass 
sie den in der Spezifikation oder dem Datenblatt angegebenen Daten entsprechen. 

7.2 Eine über Ziffer 7.1 hinausgehende Gewährleistung für etwaige (objektiv) zu erwartende Eigenschaften 
(z.B. Haltbarkeit, Funktionalität, Kompatibilität) oder dafür, dass sich die Ware für eine bestimmte 
Verwendung eignen, wird nicht übernommen, es sei denn, dies wurde gesondert vereinbart. Der Kunde 
ist vielmehr selbst für die Prüfung verantwortlich, ob die Waren mit den in der Spezifikation oder dem 
Datenblatt angegebenen Daten für die von ihm beabsichtigte Verwendung geeignet sind. 

7.3 Wir haften grundsätzlich nicht für Mängel, die der Kunde bei Vertragsschluss kennt oder grob fahrlässig 
nicht kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die Mängelansprüche des Kunden voraus, dass er seinen 
gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei Baustoffen 
und anderen, zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat eine Untersu-
chung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der 
Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich 
schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel innerhalb von 8 Kalendertagen 
ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der gleichen Frist ab Entde-
ckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Kunde die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Män-
gelanzeige, ist unsere Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeig-
ten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. Bei einer zum Einbau, zur Anbringung 
oder Installation bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn der Mangel infolge der Verletzung einer 
dieser Pflichten erst nach der entsprechenden Verarbeitung offenbar wurde; in diesem Fall bestehen 
insbesondere keine Ansprüche des Kunden auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbaukos-
ten"). 

7.4 Mit Beginn der Verarbeitung, Bearbeitung, Verbindung oder Vermischung mit anderen Sachen gelten 
die gelieferten Waren als vertragsgemäß vom Kunden genehmigt. Entsprechendes gilt im Falle der 
Weiterversendung vom ursprünglichen Bestimmungsort, soweit die Verbindung nicht der bestimmungs-
gemäßen Verwendung der Ware entspricht. 
Es obliegt dem Kunden, vor Beginn einer der vorbezeichneten Tätigkeiten durch in Umfang und Metho-
dik geeignete Prüfungen abzuklären, ob die gelieferten Produkte für die von ihm beabsichtige Verarbei-
tungs-, Verfahrens- und sonstigen Verwendungszwecke geeignet sind. 

7.5 Soweit ein von uns zu vertretender Mangel vorliegt, sind wir zur Nacherfüllung berechtigt, indem wir 
nach unserer Wahl den Mangel beseitigen (Nachbesserung) oder eine mangelfreie Sache (Ersatzliefe-
rung) liefern. Wird die Nacherfüllung von uns verweigert, ist sie fehlgeschlagen oder dem Kunden 
unzumutbar, kann der Kunde die weiteren gesetzlichen Rechte geltend machen. 

7.6 Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Kunde den 
fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Kunde ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemesse-
nen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

7.7 Der Kunde hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, 
insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung 
hat uns der Kunde die mangelhafte Sache auf unser Verlangen nach den gesetzlichen Vorschriften 
zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch hat der Kunde jedoch nicht. Die Nacherfüllung beinhaltet 
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weder den Ausbau, die Entfernung oder Desinstallation der mangelhaften Sache noch den Einbau, die 
Anbringung oder die Installation einer mangelfreien Sache, wenn wir ursprünglich nicht zu diesen 
Leistungen verpflichtet waren; Ansprüche des Kunden auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und 
Einbaukosten") bleiben unberührt. 

7.8 Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, 
Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten, tragen bzw. erstatten wir nach 
Maßgabe der gesetzlichen Regelung und diesen Allgemeinen Verkaufsbedingungen, wenn tatsächlich 
ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom Kunde die aus dem unberechtigten Mangelbeseiti-
gungsverlangen entstandenen Kosten ersetzt verlangen, wenn der Kunde wusste oder hätte erkennen 
können, dass tatsächlich kein Mangel vorliegt. 

7.9 Wenn eine für die Nacherfüllung vom Kunden zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder 
nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Kunde nach den gesetzlichen Vorschriften 
vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht 
jedoch kein Rücktrittsrecht. 

7.10 Ansprüche des Kunden auf Aufwendungsersatz gem. § 445a Abs. 1 BGB  sind ausgeschlossen, es sei 
denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB) oder ein 
Verbrauchervertrag über die Bereitstellung digitaler Produkte 
(§§ 445c S. 2, 327 Abs. 5, 327u BGB). Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen (§ 284 BGB) bestehen auch bei Mängeln der Ware nur nach Maßgabe nachfolgen-
der Ziff. 8 und 9. 

7.11 Bessert der Kunde oder ein Dritter unsachgemäß nach, besteht keine Haftung unsererseits für die 
daraus entstehenden Folgen, soweit der Mangel und/oder der Schaden hierauf beruht. Gleiches gilt für 
ohne unsere vorherige Zustimmung vorgenommene Änderungen der Ware. 

7.12 Unsere Gewährleistung und die sich hieraus ergebende Haftung ist ausgeschlossen, soweit Mängel und 
damit zusammenhängende Schäden nicht nachweisbar auf fehlerhaftem Material, fehlerhafter Kon-
struktion, oder auf mangelhafter Ausführung oder mangelhafter Nutzungs- und/oder Montageanleitung 
beruhen oder darauf beruhen, dass die vereinbarte Funktionalität, Kompatibilität oder Interoperabilität 
nicht gegeben ist. Insbesondere ist die Gewährleistung und die sich hieraus ergebende Haftung ausge-
schlossen für die Folgen fehlerhafter Benutzung oder außergewöhnliche Abnutzung der Produkte, 
übermäßigen Einsatzes, oder ungeeignete Lagerbedingungen, beispielsweise die Folgen chemischer, 
elektromagnetischer, mechanischer oder elektrolytischer Einflüsse, die nicht den vertragsimmanent 
vorgesehenen, durchschnittlichen Standardeinflüssen entsprechen. Dies gilt nicht bei arglistigem, grob 
fahrlässigem oder vorsätzlichem Handeln unsererseits, oder Verletzung von Leib, Leben oder Gesund-
heit, oder einer Haftung nach einem gesetzlich zwingenden Haftungstatbestand. 

7.13 Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten oder üblichen 
Beschaffenheit oder Brauchbarkeit. 

 
8. Haftungsausschluss/-begrenzung 
 

8.1 Wir haften nicht, insbesondere nicht für Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz oder Aufwendungs-
ersatz – gleich aus welchem Rechtsgrund –, und/oder bei Verletzung von Pflichten aus dem Schuldver-
hältnis und aus unerlaubten Handlungen. 

8.2 Vorstehender Haftungsausschluss gilt nicht 
–  für eigene vorsätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzung und vorsätzliche oder grob fahrlässige 

Pflichtverletzung von gesetzlichen Vertretern oder Erfüllungsgehilfen; 
–  für die Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten; „Wesentliche Vertragspflichten“ sind solche, 

deren Erfüllung den Vertrag prägt und auf die der Kunde vertrauen darf; 
– im Falle der Verletzung von Körper, Leben und Gesundheit auch durch gesetzliche Vertreter oder 

Erfüllungsgehilfen; 
–  im Falle des Verzuges, soweit ein fixer Liefer- und/oder fixer Leistungszeitpunkt vereinbart war; 
–  soweit wir die Garantie für die Beschaffenheit unserer Ware oder das Vorhandensein eines Leis-

tungserfolges, oder ein Beschaffungsrisiko im Sinne von Ziff. 2.5 übernommen haben; 
–  bei einer Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz oder anderen gesetzlich zwingenden Haftungs-

tatbeständen. 
8.3 Im Falle, dass uns oder unseren Erfüllungsgehilfen nur leichte Fahrlässigkeit zur Last fällt und kein Fall 

vorstehender Ziff. 8.2, dort 1., 3., 4., 5. und 6. Spiegelstrich, vorliegt, haften wir auch bei der Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten nur für den vertragstypischen und vorhersehbaren Schaden. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=445a
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=445a&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=478
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=474
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=445c
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=327
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=327&x=5
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=327u
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=284
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8.4 Eine weitergehende Haftung ist ausgeschlossen. 
8.5 Die Haftungsausschlüsse bzw. -beschränkungen gemäß der vorstehenden Ziff. 8.1 bis 8.4 und Ziff. 8.6 

gelten im gleichen Umfang zu Gunsten unserer Organe, unserer leitenden und nichtleitenden Angestell-
ten und sonstigen Erfüllungsgehilfen sowie unseren Subunternehmern. 

8.6 Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz aus diesem Vertragsverhältnis können nur innerhalb einer 
Ausschlussfrist von einem Jahr ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn geltend gemacht werden. Dies 
gilt nicht, wenn uns Arglist, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, für Ansprüche wegen der 
Verletzung von Leib, Leben oder Gesundheit, sowie im Falle einer Forderung, die auf einer unerlaubten 
Handlung oder einer ausdrücklichen, zusätzlichen Garantie oder der Übernahme eines Beschaffungsrisi-
kos beruht. 

8.7 Eine Umkehr der Beweislast ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
8.8 Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Kunde nur zurücktreten 

oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht des 
Kunden (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 
9. Verjährung 
 

9.1 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche des 
Kunden aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Diese Verjährungsfrist gilt auch für die 
vertraglichen und außervertraglichen Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf einem Mangel der 
Ware beruhen. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 

9.2 Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen 
Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat 
(Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gem. der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 
Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. 
§ 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 

9.3 Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und außervertragliche 
Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn die An-
wendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer 
kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des Kunden gem. Ziffer 8.2, dort 1. und 3. Spie-
gelstrich sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren ausschließlich nach den gesetzlichen Verjäh-
rungsfristen. 

 
10. Eigentumsvorbehalt / Pfandrecht 
 

10.1 Wir behalten uns das Eigentum an allen von uns gelieferten Anlagen und Waren vor (nachstehend 
insgesamt “Vorbehaltsware”), bis alle unsere Forderungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Kun-
den einschließlich der künftig entstehenden Ansprüche aus später abgeschlossenen Verträgen beglichen 
sind. Dies gilt auch für einen Saldo zu unseren Gunsten, wenn einzelne oder alle Forderungen von uns in 
eine laufende Rechnung (Kontokorrent) aufgenommen werden und der Saldo gezogen ist. 

10.2 Der Kunde hat die Vorbehaltsware ausreichend, insbesondere gegen Feuer und Diebstahl, zu versichern. 
Ansprüche gegen die Versicherung aus einem die Vorbehaltsware betreffenden Schadensfall werden 
bereits hiermit in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware an uns abgetreten. 

10.3 Der Kunde ist berechtigt, die gelieferten Produkte im gewöhnlichen Geschäftsverkehr weiter zu 
verkaufen. Andere Verfügungen, insbesondere Verpfändungen oder Einräumung von Sicherungseigen-
tum, sind ihm nicht gestattet. Wird die Vorbehaltsware bei Weiterveräußerung vom Dritterwerber nicht 
sofort bezahlt, ist der Kunde verpflichtet, nur unter Eigentumsvorbehalt weiter zu veräußern. Die Be-
rechtigung zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware entfällt ohne Weiteres, wenn der Kunde seine 
Zahlung einstellt oder uns gegenüber in Zahlungsverzug gerät. 

10.4 Der Kunde tritt uns bereits hiermit alle Forderungen einschließlich Sicherheiten und Nebenrechte ab, die 
ihm aus oder im Zusammenhang mit der Weiterveräußerung von Vorbehaltsware gegen den Endab-
nehmer oder gegen Dritte erwachsen. Er darf keine Vereinbarung mit seinen Abnehmern treffen, die 
unsere Rechte in irgendeiner Weise ausschließen oder beeinträchtigen, oder die Vorausabtretung der 
Forderung zunichtemachen. Im Falle der Veräußerung von Vorbehaltsware mit anderen Gegenständen 
gilt die Forderung gegen den Drittabnehmer in Höhe des zwischen uns und dem Kunden vereinbarten 
Lieferpreises als abgetreten, sofern sich aus der Rechnung nicht die auf die einzelnen Waren entfallen-
den Beträge ermitteln lassen. 
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10.5 Der Kunde bleibt zur Einbeziehung der an uns abgetretenen Forderung bis zu unserem jederzeit 
zulässigen Widerruf berechtigt. Auf unser Verlangen ist er verpflichtet, uns die zur Einziehung abgetre-
tener Forderungen erforderlichen Auskünfte und Unterlagen vollständig zu geben und, sofern wir dies 
nicht selbst tun, seine Abnehmer unverzüglich von der Abtretung an uns zu unterrichten. 

10.6 Nimmt der Kunde Forderungen aus der Weiterveräußerung von Vorbehaltswaren in ein mit seinen 
Abnehmern bestehendes Kontokorrentverhältnis auf, so tritt er einen zu seinen Gunsten sich ergeben-
den anerkannten Schlusssaldo bereits jetzt in Höhe des Betrages an uns ab, der dem Gesamtbetrag der 
in das Kontokorrentverhältnis eingestellten Forderung aus der Weiterveräußerung unserer Vorbehalts-
ware entspricht. 

10.7 Hat der Kunde Forderungen aus der Weiterveräußerung der von uns gelieferten oder zu liefernden 
Produkte bereits an Dritte abgetreten, insbesondere aufgrund echten oder unechten Factorings, oder 
sonstige Vereinbarungen getroffen, aufgrund derer unsere derzeitigen oder künftigen Sicherungsrechte 
gemäß Ziff. 10 beeinträchtigt werden können, hat er uns dies unverzüglich anzuzeigen. Im Falle eines 
unechten Factorings sind wir berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten und die Herausgabe bereits gelie-
ferter Produkte zu verlangen. Gleiches gilt im Falle eines echten Factorings, wenn der Kunde nach dem 
Vertrag mit dem Factor nicht frei über den Kaufpreis der Forderung verfügen kann. 

10.8 Bei kundenseitig verschuldetem vertragswidrigem Handeln, insbesondere bei Zahlungsverzug, sind wir 
nach Rücktritt vom Vertrag zur Rücknahme aller Vorbehaltswaren berechtigt. Der Kunde ist in diesem 
Fall ohne Weiteres zur Herausgabe verpflichtet. Zur Feststellung des Bestandes der von uns gelieferten 
Ware dürfen wir jederzeit zu den normalen Geschäftsstunden die Geschäftsräume des Kunden betreten. 
In der Rücknahme der Vorbehaltsware liegt Rücktritt vom Vertrag nur dann vor, wenn wir dies ausdrück-
lich schriftlich erklären oder zwingende gesetzliche Bestimmungen dies vorsehen. Von allen Zugriffen 
Dritter auf Vorbehaltsware oder uns abgetretener Forderung hat uns der Kunde unverzüglich schriftlich 
zu unterrichten. 

10.9 Bearbeitung und Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgt für uns als Hersteller, ohne uns jedoch zu 
verpflichten. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet 
oder untrennbar verbunden, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
Rechnungswertes unserer Ware zu den Rechnungswerten der anderen verarbeiteten oder verbundenen 
Gegenstände. Werden unsere Waren mit anderen beweglichen Gegenständen zu einer einheitlichen 
Sache verbunden, die als Hauptsache anzusehen ist, so überträgt der Kunde uns schon jetzt im gleichen 
Verhältnis das Miteigentum hieran. Der Kunde verwahrt das Eigentum oder Miteigentum unentgeltlich 
für uns. Die hiernach entstehenden Miteigentumsrechte gelten als Vorbehaltsware. Auf unser Verlangen 
ist der Kunde jederzeit verpflichtet, uns die zur Verfolgung unserer Eigentums- oder Miteigentumsrechte 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

10.10 Zur Sicherung unserer Forderungen gegen den Kunden übereignet der Kunde uns Umarbeitungsgutha-
ben auf bei uns geführten Metallkonten und sonstige bei uns eingelagerte Materialien, sofern diese 
Guthaben und Materialien in seinem Eigentum stehen. Wir sind uns über den Eigentumsübergang dieser 
in unserem Besitz befindlichen Gegenstände einig. Sofern uns fällige Forderungen gegen den Kunden 
zustehen, sind wir berechtigt, diese nach Tageswert (Börsenwert) in Geldforderungen umzurechnen und 
dagegen mit unseren Forderungen gegen den Kunden aufzurechnen. 

10.11 Übersteigt der Wert der für uns nach vorstehenden Bestimmungen bestehenden Sicherheiten die 
gesicherten Forderungen insgesamt um mehr als 10 %, sind wir auf Verlangen des Kunden insoweit zur 
Freigabe von Sicherheiten nach unserer Wahl verpflichtet. 

10.12 Sind bei unseren Lieferungen an den Kunden oder die vereinbarte Übergabestelle in das Ausland im 
Einfuhrstaat zur Wirksamkeit des vorstehend genannten Eigentumsvorbehalts oder der dort bezeichne-
ten sonstigen Rechte unsererseits seitens des Kunden bestimmte Maßnahmen und/oder Erklärungen 
erforderlich, so hat der Kunde uns hierauf schriftlich oder in Textform unverzüglich nach Vertragsschluss 
hinzuweisen und solche Maßnahmen und/oder Erklärungen auf seine Kosten unverzüglich durchzufüh-
ren bzw. abzugeben. Wir werden hieran im erforderlichen Umfang mitwirken. Lässt das Recht des 
Einfuhrstaates einen Eigentumsvorbehalt nicht zu, gestattet es uns aber, sich andere Rechte an der 
Ware vorzubehalten, so können wir alle Rechte dieser Art nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) ausüben. 
Soweit eine gleichwertige Sicherung der Ansprüche von uns gegen den Kunden dadurch nicht erreicht 
wird, ist der Kunde verpflichtet, uns auf seine Kosten unverzüglich eine Zahlungsbürgschaft eines deut-
schen, dem Kreditsicherungsfonds angeschlossenen Kreditinstitutes unter Ausschluss der Vorausklage 
und Hinterlegung nach deutschem Recht und mit deutschem Gerichtstand auf seine Kosten zu stellen. 
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11. Schutzrechte 
 

11.1 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind wir lediglich verpflichtet, die Lieferung in der 
Bundesrepublik Deutschland frei von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten Dritter zu er-
bringen. Sofern ein Dritter wegen der Verletzung von Schutzrechten durch von uns an den Kunden 
gelieferten Produkten berechtigte Ansprüche erhebt, haften wir gegenüber dem Kunden innerhalb der 
in Ziff. 9. bestimmten Frist wie folgt: 
–  Wir werden nach unserer Wahl zunächst versuchen, auf unsere Kosten für die betreffenden Liefe-

rungen entweder ein Nutzungsrecht zu erwirken, oder den Liefergegenstand unter Einhaltung der 
vertraglich vereinbarten Eigenschaften so ändern, dass das Schutzrecht nicht verletzt wird, oder aus-
tauschen. Ist uns dies nicht zu angemessenen Bedingungen möglich, stehen dem Kunden seine ge-
setzlichen Rechte zu, die sich jedoch nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen dem Kunden 
und uns, ergänzt durch diese Allgemeinen Liefer- und Auftragsbedingungen richten. 

–  Dem Kunden stehen nur dann Rechte für den Fall einer Schutzrechtsverletzung durch unsere Liefer-
gegenstände zu, wenn er uns über die von Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich 
schriftlich verständigt, eine Verletzung nicht anerkennt und uns alle Abwehrmaßnahmen und Ver-
gleichsverhandlungen vorbehalten bleiben. 

–  Stellt der Kunde die Nutzung der Produkte aus Schadensminderungs- oder sonstigen wichtigen 
Gründen ein, so ist er verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit der Nutzungseinstellung 
kein Anerkenntnis einer Schutzrechtsverletzung verbunden ist. 

–  Wird der Kunde infolge der Benutzung der von uns gelieferten Produkte von Dritten wegen Schutz-
rechtsverletzungen angegriffen, so verpflichtet sich der Kunde, uns hiervon unverzüglich zu unter-
richten und uns Gelegenheit zu geben, sich an einem eventuellen Rechtsstreit zu beteiligen. Der 
Kunde hat uns bei der Führung eines solchen Rechtsstreits in jeder Hinsicht zu unterstützen. Der 
Kunde hat Handlungen zu unterlassen, die unsere Rechtsposition beeinträchtigen könnten. 

11.2 Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsverletzung zu vertreten hat. 
Ansprüche des Kunden sind ferner ausgeschlossen, soweit die Schutzrechtsverletzung durch spezielle 
Vorgaben des Kunden, durch eine von uns nicht voraussehbare Anwendung, oder dadurch verursacht 
wird, dass die Produkte vom Kunden verändert oder zusammen mit nicht von uns gelieferten Produkten 
eingesetzt werden, soweit die Schutzrechtsverletzung hierauf beruht. 

 
12. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 
 

12.1 Erfüllungsort für alle vertraglichen Verpflichtungen ist mit Ausnahme des Falles der Übernahme einer 
Bringschuld der Sitz unserer Gesellschaft in Pforzheim. 

12.2 Ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis sowie 
über sein Entstehen und über seine Wirksamkeit ergebenden Rechtsstreitigkeiten ist, wenn der Kunde 
Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist, für beide Teile das für den Sitz unseres Unternehmens zuständige 
Gericht. Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung 
gem. diesen Allgemeinen Verkaufsbedingungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am 
allgemeinen Gerichtsstand des Kunden zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere 
zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

12.3 Das Vertragsverhältnis unterliegt deutschem Recht. Internationales Kaufrecht (CISG) findet keine 
Anwendung. 


